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Energieerzeugnisse mit zweierlei Verwendungszweck ( "dual use") 
 
Wird ein Energieerzeugnis im Rahmen eines Herstellu ngsprozes-
ses nicht nur als Heizstoff verwendet, sondern sind  dessen 
Verbrennungsgase darüber hinaus zum Abschluss des H erstel-
lungsprozesses erforderlich, liegt ein zweierlei Ve rwendungs-
zweck i.S. des § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieS tG vor, 
ohne dass es auf eine Rangfolge der Verwendungszwec ke oder ein 
(zusätzliches) Wesentlichkeitserfordernis ankommt ( Modifizie-
rung des Senatsurteils vom 28. Oktober 2008 VII R 6 /08, BFHE 
223, 280, ZfZ 2009, 77 unter Berücksichtigung des E uGH-Urteils 
vom 2. Oktober 2014 C-426/12, ZfZ 2014, 308). 
 
 
 
EnergieStG § 2 Abs. 6, § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d 
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T e n o r  

 

Die Revision des Hauptzollamts gegen das Urteil des  Finanzge-

richts Rheinland-Pfalz vom 4. September 2012  6 K 2 297/09 Z 

wird als unbegründet zurückgewiesen. 

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat das Hauptzol lamt zu 

tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) betre ibt ein Un-

ternehmen zur Herstellung von Phosphaten. Sie stell te für drei 

Produktionsprozesse in einem Reaktor, einem Drehroh r und einem 

Schmelzofen einen Antrag auf Entlastung von der Ene rgiesteuer 

nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d des Energiesteuerg esetzes 

(EnergieStG) für die Monate Oktober bis Dezember 20 08. Diesen 

Produktionsprozessen liegt jeweils folgendes Verfah ren zur 

Herstellung von Polyphosphaten zugrunde: 

 

Eine alkalische Phosphatlösung ("Ansatzlauge") erhä lt direkten 

Kontakt mit der Flamme eines Erdgasbrenners und des sen heißen 

Verbrennungsgasen. Hierdurch tritt eine chemische R eaktion 

ein, bei der die eingesetzte Phosphatlösung in die gewünschten 

Produkte (verschiedene Phosphattypen) umgewandelt w ird (Kon-

densation). Die restliche Natronlauge wird mit Hilf e des in 

den Verbrennungsgasen enthaltenen Kohlendioxids aus  dem Pro-

dukt entfernt (Neutralisation). Dabei entstehen Nat riumcarbo-

nate. 

 

Mit Bescheid vom 19. Januar 2009 lehnte der Beklagt e und Revi-

sionskläger (das Hauptzollamt --HZA--) den Antrag d er Klägerin 

ab, weil kein weiterer Verwendungszweck als ein Ver heizen i.S. 
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des § 2 Abs. 6 EnergieStG erkennbar sei. Das HZA be stätigte 

diese Auffassung in der Einspruchsentscheidung vom 31. August 

2009. Zur Begründung verwies es insbesondere auf di e Grund-

sätze des Senatsurteils vom 28. Oktober 2008 VII R 6/08 (BFHE 

223, 280, Zeitschrift für Zölle und Verbrauchsteuer n --ZfZ-- 

2009, 77). Danach setze eine gleichzeitige Verwendu ng zu Heiz-

zwecken und zu anderen Zwecken als als Heiz- oder K raftstoff 

nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG voraus,  dass die 

Erzeugung thermischer Energie in den Hintergrund tr ete und das 

Energieerzeugnis im Rahmen eines industriellen Proz esses oder 

Verfahrens zugleich als Roh-, Grund- oder Hilfsstof f einge-

setzt werde.  

 

Mit Urteil vom 4. September 2012  6 K 2297/09 Z (Zf Z 2013, 

Beilage Nr. 1, 12) hob das Finanzgericht (FG) den A blehnungs-

bescheid vom 19. Januar 2009 in Gestalt der Einspru chsent-

scheidung vom 31. August 2009 auf und verpflichtete  das HZA, 

die beantragte Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr . 1 

Buchst. d EnergieStG zu gewähren. 

 

Zwar erfülle die Klägerin nicht die vom Bundesfinan zhof (BFH) 

festgelegten Voraussetzungen für eine Steuerentlast ung nach 

§ 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG, da die Erze ugung der 

prozessnotwendigen Energie durch Verbrennen des Erd gases un-

streitig keine sekundäre Verwendung darstelle und d as Erdgas 

--ebenfalls unstreitig-- nicht unmittelbar als Grun d- oder 

Hilfsstoff in das Endprodukt eingehe. Allerdings la sse sich 

weder aus dem EnergieStG noch aus der zugrunde lieg enden 

Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 200 3 zur Re-

strukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschr iften zur 

Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrische m Strom 

--EnergieStRL-- (Amtsblatt der Europäischen Union 

Nr. L 283/51) eine Rangfolge bzw. Wertigkeit der Ve rwendungs-
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zwecke ableiten. Vielmehr sei der Begriff "gleichze itig" in 

§ 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG im Sinne von  "zugleich" 

bzw. "auch" ohne Vorgabe einer Rangfolge oder Werti gkeit zu 

verstehen. Dies werde durch die Überlegung bestätig t, dass die 

Norm bei einer Auslegung im Sinne von "zeitgleich" ins Leere 

liefe. Da das Erdgas durch das Verbrennen nicht meh r in seiner 

ursprünglichen Form existiere, könne es nicht zeitg leich als 

Roh-, Grund- oder Hilfsstoff eingesetzt werden. Dar über hinaus 

sei es für eine Verwendung zu anderen Zwecken nicht  erforder-

lich, dass das Erdgas in seiner ursprünglichen Form  in das 

Endprodukt eingehe. Vielmehr sei es ausreichend, da ss ein aus 

dem Energieerzeugnis stammender Stoff für den weite ren Produk-

tionsprozess eingesetzt werde. Ein ausschließliches  Verheizen 

im Sinne des EnergieStG liege im Ergebnis nur dann vor, wenn 

weder das Energieerzeugnis selbst noch ein Bestandt eil daraus 

in das Endprodukt eingehe bzw. zur Herstellung des Endprodukts 

zwingend erforderlich sei. 

 

Mit seiner Revision macht das HZA geltend, dass die  vom BFH 

entwickelten Voraussetzungen für eine Steuerentlast ung nach 

§ 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG zutreffend s eien. Aus-

gehend von einem verwendungsorientierten Besteuerun gsgebot sei 

davon auszugehen, dass der Richtliniengeber eine Be steuerung 

von Energieerzeugnissen immer dann erreichen wolle,  wenn sie 

ausschließlich oder hauptsächlich zu Heizzwecken ei ngesetzt 

würden. Dies folge auch aus Rz 4 der Entscheidung d er Europäi-

schen Kommission vom 7. Februar 2007 über die "Staa tliche Bei-

hilfe Nr. 820/2006 – Deutschland". Dort werde ausge führt, dass 

die Verwendung zu anderen Zwecken als Heiz- oder Kr aftstoff 

einen wesentlichen Teil der von der Steuer zu befre ienden Ver-

wendung ausmachen müsse, um eine steuerfreie Verwen dung für 

zweierlei Zwecke annehmen zu können. Im Streitfall mache die 

Verwendung des Erdgases zu anderen Zwecken als als Heiz- oder 

6 



- 4 - 

- 5 - 

 

Kraftstoff aber weder den überwiegenden noch einen wesentli-

chen Teil aus. Stattdessen stehe klar die Erzeugung  thermi-

scher Energie im Vordergrund. Dabei sei zu berücksi chtigen, 

dass der im Erdgas enthaltene Kohlenstoff nach den Feststel-

lungen des FG lediglich in Form des durch die Verbr ennung ent-

stehenden Kohlendioxids zur Neutralisation des Rest gehalts an 

Natronlauge diene. Auch wenn das FG keine Feststell ungen zum 

Umfang der verbleibenden Natronlauge getroffen habe , sei die-

ser Neutralisationsprozess gegenüber der eigentlich en Phos-

phatherstellung von nachrangiger Bedeutung. 

 

Des Weiteren laufe § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d Ener gieStG auch 

bei einer Auslegung des Begriffes "gleichzeitig" im  Sinne von 

"zeitgleich" nicht ins Leere. Dieses Kriterium werd e bei-

spielsweise bei der Herstellung von technischen Ruß en im Fur-

naceruß-Verfahren und bei der Rückgewinnung von Chl orwasser-

stoff erfüllt. Im Übrigen stehe die Auffassung des FG nicht 

nur im Widerspruch zum Senatsurteil in BFHE 223, 28 0, ZfZ 

2009, 77, sondern auch zu mehreren Folgeentscheidun gen (Se-

natsurteil vom 26. Oktober 2010 VII R 50/09, BFHE 2 31, 443, 

ZfZ 2011, 23; Urteil des Hessischen FG vom 26. Febr uar 2009  

7 K 2900/07, nicht veröffentlicht --n.v.--; Urteil des FG 

München vom 28. Juni 2012  14 K 2235/09, n.v.). 

 

Die Klägerin schließt sich der Begründung des FG an  und macht 

geltend, dass das Erdgas "gleichzeitig" auch "zu an deren 

Zwecken" als Heizstoff verwendet werde. Denn das Er dgas werde 

in einem einheitlichen Verwendungsvorgang sowohl al s Heizstoff 

als auch als Roh-, Grund- oder Hilfsstoff eingesetz t. Dabei 

reiche es aus, dass die Bestandteile des Erdgases z ur 

Herstellung des Endprodukts zwingend erforderlich s eien. Weder 

im Gesetz noch in der Rechtsprechung des BFH gebe e s 
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Anhaltspunkte, dass das Energieerzeugnis als solche s direkt in 

das Endprodukt eingehen müsse.  

 

Dass darüber hinaus die Nutzung thermischer Energie  gegenüber 

dem anderen Zweck in den Hintergrund treten müsse, könne weder 

aus dem EnergieStG noch aus der EnergieStRL hergele itet wer-

den. Eine entsprechende Regelung habe es lediglich in § 17 

Abs. 11 der Mineralölsteuer-Durchführungsverordnung  (MinöStV) 

gegeben. Diese Regelung sei mittlerweile aufgehoben  und weder 

in das EnergieStG noch in die EnergieStRL übernomme n worden. 

Außerdem seien keine Maßstäbe für die Gewichtung de r Verwen-

dungszwecke erkennbar. Das angefochtene Urteil steh e des Wei-

teren nicht im Widerspruch zu der Rechtsprechung, d ie im An-

schluss an das Senatsurteil in BFHE 223, 280, ZfZ 2 009, 77 er-

gangen sei. Die vom HZA zitierten Urteile beträfen die bloße 

Befeuerung einer Anlage und unterschieden sich dadu rch deut-

lich von der Vorentscheidung. 

 

Im Übrigen stelle sich die Vorentscheidung aus ande ren Gründen 

als richtig dar (§ 126 Abs. 4 der Finanzgerichtsord nung 

--FGO--). Denn der aus dem Erdgas stammende Kohlens toff sei 

nach den Feststellungen des FG für die Herstellung des Endpro-

dukts zwingend erforderlich. Für die Behauptung des  HZA, der 

Neutralisationsvorgang habe nur nachrangige Bedeutu ng, fänden 

sich in den tatsächlichen Feststellungen des FG kei ne Anhalts-

punkte. 

 

Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 17. D ezember 

2013 bis zur Entscheidung des Gerichtshofs der Euro päischen 

Union (EuGH) in der Rechtssache C-426/12 ausgesetzt . Dieses 

Verfahren endete mit dem Urteil vom 2. Oktober 2014  (ZfZ 2014, 

308).  
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Auch wenn der EuGH in diesem Urteil für die Erzeugu ng von Zu-

cker aus Zuckerrüben eine Verwendung der eingesetzt en Kohle zu 

zweierlei Zwecken bejahte, sieht sich das HZA in se iner Auf-

fassung bestätigt. Der EuGH habe darauf abgestellt,  dass das 

für die Herstellung von Zucker benötigte Kalkofenga s nur durch 

die Verbrennung des eingesetzten Energieerzeugnisse s erzeugt 

werden könne. Im Streitfall könnte das Erdgas dageg en auch 

durch Butan oder Propan ersetzt werden. Außerdem we rde das 

durch die Verbrennung des Erdgases entstandene Kohl endioxid 

nur zu einem sehr geringen Teil für die Neutralisat ion benö-

tigt, während das zur Zuckerherstellung benötigte K alkofengas 

zu 40 % aus Kohlendioxid bestehe und 88 % des Kalko fengases 

zur Neutralisation verwendet werde. Darüber hinaus betont das 

HZA, der EuGH habe den Mitgliedstaaten eine engere Definition 

von zweierlei Verwendungszweck erlaubt. Damit seien  die vom 

Senat in BFHE 223, 280, ZfZ 2009, 77 entwickelten G rundsätze 

weiterhin anwendbar. 

 

Auch die Klägerin sieht ihre Auffassung durch das E uGH-Urteil 

bestätigt. Nach den Feststellungen des FG seien die  Verbren-

nungsgase zur Durchführung des Produktionsprozesses  erforder-

lich. Dass das Erdgas auch durch Butan oder Propan hätte er-

setzt werden können, sei schon deshalb unschädlich,  weil diese 

drei Energieerzeugnisse unter dieselbe Pos. 2711 de r Kombi-

nierten Nomenklatur (KN) fielen. Dagegen bezeichne der Oberbe-

griff "Kohle", auf den sich der EuGH in seinem Urte il beziehe, 

Stoffe der Pos. 2701, 2702 oder 2704 der KN. 

 

II. 

Die Revision des HZA ist unbegründet und daher zurü ckzuweisen 

(§ 126 Abs. 2 FGO). Das Urteil entspricht dem Bunde srecht 

(§ 118 Abs. 1 FGO). Das FG hat zu Recht entschieden , dass der 
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Klägerin ein Anspruch auf eine Steuerentlastung nac h § 51 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG zusteht. 

 

Die Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst.  d Energie-

StG setzt unter anderem voraus, dass das Energieerz eugnis 

"gleichzeitig zu Heizzwecken und zu anderen Zwecken  als Heiz- 

oder Kraftstoff" verwendet worden ist (sog. "dual u se" bzw. 

"zweierlei Verwendungszweck"). 

 

1. Der Begriff des Verheizens wird in der für das S treitjahr 

geltenden Fassung des § 2 Abs. 6 EnergieStG (durch das Vierte 

Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, BG Bl I 2009, 

1870 nunmehr § 1a Nr. 12 EnergieStG) näher erläuter t. Danach 

ist Verheizen im Sinne des EnergieStG das Verbrenne n von Ener-

gieerzeugnissen zur Erzeugung von Wärme. Nach der R echtspre-

chung des Senats in BFHE 223, 280, ZfZ 2009, 77 ist  damit 

keine Änderung gegenüber der Richtlinie 92/81/EWG d es Rates 

vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der Struktu r der Ver-

brauchsteuern auf Mineralöle (Amtsblatt der Europäi schen Ge-

meinschaften --ABlEG-- Nr. L 316/12), geändert durc h die 

Richtlinie 94/74/EG des Rates vom 22. Dezember 1994  (ABlEG 

Nr. L 365/46), eingetreten. Eine Verwendung zum Ver heizen 

liegt deshalb immer dann vor, wenn Energieerzeugnis se ver-

brannt werden und die so erzeugte thermische Energi e zum Hei-

zen genutzt wird, und zwar unabhängig vom Zweck des  Heizens, 

der auch die Umwandlung oder Vernichtung des Stoffe s umfassen 

kann, auf den die thermische Energie bei einem chem ischen und 

industriellen Prozess übertragen wird (EuGH-Urteil vom 

29. April 2004 C-240/01, Slg. 2004, I-4733, ZfZ 200 4, 231). 

Daran hat sich auch durch das EuGH-Urteil in ZfZ 20 14, 308 

nichts geändert. 
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Vor diesem Hintergrund ist das FG zutreffend davon ausgegan-

gen, dass im Streitfall --zumindest auch-- eine Ver wendung des 

Erdgases zu Heizzwecken vorliegt. Die Klägerin verb rennt das 

Erdgas, um thermische Energie zu erzeugen und damit  die pro-

zessbedingt erforderlichen Temperaturen zu erreiche n. Dass 

letztlich eine Umwandlung der eingesetzten Orthopho sphate be-

zweckt wird, ist für den Begriff des Verheizens im Sinne der 

für das Streitjahr geltenden Fassung des § 2 Abs. 6  EnergieStG 

unerheblich. 

 

2. Im Streitfall ist auch die für die Steuerentlast ung maß-

gebliche Voraussetzung der gleichzeitigen Verwendun g des 

Energieerzeugnisses zu anderen Zwecken als als Heiz - oder 

Kraftstoff erfüllt. 

 

Eine nähere Bestimmung der Begriffe "gleichzeitig" und "zu an-

deren Zwecken" fehlt sowohl im EnergieStG als auch in der 

EnergieStRL. Im Rahmen einer richtlinienkonformen A uslegung 

unter Berücksichtigung von Art. 2 Abs. 4 Buchst. b EnergieStR 

hatte der Senat hierzu in BFHE 223, 280, ZfZ 2009, 77 ent-

schieden, dass eine Begünstigung nur dann in Betrac ht komme, 

wenn die Erzeugung thermischer Energie in den Hinte rgrund 

trete und das Energieerzeugnis im Rahmen eines indu striellen 

Prozesses oder Verfahrens zugleich als Roh-, Grund-  oder 

Hilfsstoff eingesetzt werde (vgl. auch Senatsurteil e vom 

23. Februar 2010 VII R 34/09, BFHE 229, 477, ZfZ 20 10, 194; in 

BFHE 231, 443, ZfZ 2011, 23). 

 

Dagegen hat der EuGH in ZfZ 2014, 308 für die Produ ktion von 

Zucker geurteilt, ein "zweierlei Verwendungszweck" liege vor, 

wenn in dem Produktionsprozess zum einen Kohle als Heizstoff 

und zum anderen das bei der Verbrennung dieses Ener gieerzeug-

nisses entstehende Kohlendioxid verwendet werde, so fern fest-
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stehe, dass der Produktionsprozess nicht ohne den E insatz die-

ses Kohlendioxids zu Ende geführt werden könne. Nic ht ausrei-

chend sei es, wenn ein Rückstand aus dem Produktion sprozess 

des Zuckers zur Herstellung eines landwirtschaftlic hen Dünge-

mittels verwertet werde. 

 

Der Senat schließt sich der Auffassung des EuGH an.  Entgegen 

der Auffassung des HZA folgt daraus eine Modifizier ung der in 

BFHE 223, 280, ZfZ 2009, 77 vorgenommenen Bestimmun g des Be-

griffs "zweierlei Verwendungszweck". Zwar hat der E uGH in ZfZ 

2014, 308 auch entschieden, dass ein Mitgliedstaat dem Begriff 

"zweierlei Verwendungszweck" in seinem innerstaatli chen Recht 

eine engere Bedeutung als in Art. 2 Abs. 4 Buchst. b  

2. Anstrich EnergieStRL beimessen darf. Die vom Sen at in BFHE 

223, 280, ZfZ 2009, 77 vorgenommene Auslegung stütz te sich 

aber entscheidend auf eine richtlinienkonforme Ausl egung, für 

die das Verständnis des EuGH zu Art. 2 Abs. 4 Buchs t. b 

2. Anstrich EnergieStRL maßgebend ist. 

 

a) Die Modifizierung betrifft insbesondere die Form ulierung, 

dass die Erzeugung thermischer Energie in den Hinte rgrund tre-

ten müsse (zur Kritik vgl. Friedrich in Friedrich/M eißner, 

Energiesteuern, § 51 EnergieStG, Rz 25; Möhlenkamp in 

Möhlenkamp/Milewski, EnergieStG/StromStG, § 51 Ener gieStG, 

Rz 17; Bongartz in Bongartz/Schröer-Schallenberg, V erbrauch-

steuerrecht, Rz H 168; Bongartz, "Dual-use" im Ener giesteuer-

recht, ZfZ 2009, 57, 62; Falkenberg, Richtlinienkon forme Aus-

legung des § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG schränkt de ssen Anwen-

dungsbereich stark ein, ZfZ 2012, 117, 119; Stein/T homs, Ener-

giesteuern in der Praxis, S. 159). Abgesehen davon,  dass diese 

Aussage in den bisherigen Entscheidungen des Senats  nicht ent-

scheidungserheblich war und auch nicht in den Leits ätzen wie-

dergegeben worden ist, lässt sich ein solches Krite rium weder 
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aus der EnergieStRL noch aus den nationalen Vorschr iften ab-

leiten. 

 

Der EuGH hat in ZfZ 2014, 308 für die Auslegung des  Begriffs 

"zweierlei Verwendungszweck" in der EnergieStRL all ein darauf 

abgestellt, dass der Produktionsprozess ohne den Ei nsatz der 

Verbrennungsprodukte des Energieerzeugnisses nicht zu Ende ge-

führt werden kann. Daraus lässt sich weder eine Ran gfolge der 

Zwecke noch die (zusätzliche) Voraussetzung einer w esentlichen 

Verwendung der Verbrennungsprodukte herleiten. Zwar  hat der 

EuGH im Sachverhalt ausgeführt, zu welchem Prozents atz das bei 

der Zuckerherstellung erforderliche Kalkofengas aus  Kohlendi-

oxid besteht und in welchem Umfang dieses Kohlendio xid bei der 

Carbonatation verwendet wird. In den Entscheidungsg ründen ist 

der EuGH aber nicht näher auf diese Angaben eingega ngen. Viel-

mehr kam es dem EuGH (nur) darauf an, ob die Verbre nnungspro-

dukte für den Abschluss des Produktionsprozesses er forderlich 

sind.  

 

Entgegen der Auffassung des HZA war es für den EuGH  in ZfZ 

2014, 308 auch nicht maßgeblich, ob die für die wei tere Pro-

duktion erforderlichen Verbrennungsprodukte ausschl ießlich 

durch die Verbrennung eines bestimmten Energieerzeu gnisses 

entstehen konnten. Insofern weist die Klägerin zutr effend da-

rauf hin, dass nach der zugrunde liegenden Vorlagef rage zur 

Herstellung des Kalkofengases verschiedene Kohleart en der Pos. 

2701, 2702 und 2704 KN in der am 1. Januar 2002 gel tenden Fas-

sung (§ 1a Nr. 2 EnergieStG) in Betracht kamen. Dag egen fallen 

Erdgas sowie Butan und Propan unter dieselbe Pos. 2 711 KN. Die 

maßgeblichen Aussagen in Rz 24 f. des EuGH-Urteils,  auf die 

sich das HZA beruft, sind deshalb so zu verstehen, dass es 

ausreicht, wenn in einem Herstellungsverfahren alle in das ein-

gesetzte Energieerzeugnis in der Lage ist, einen zu r Fertig-
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stellung des Produkts erforderlichen Stoff (im Stre itfall Koh-

lendioxid) zur Verfügung zu stellen. Im Übrigen hat  der EuGH 

die fraglichen Formulierungen in Rz 24 f. des Urtei ls nicht in 

die konkreten Antworten auf die Vorlagefragen übern ommen, son-

dern dort allgemein auf die Erforderlichkeit von Ko hlendioxid 

für den Abschluss der Zuckerherstellung abgestellt.  

 

Auch aus den nationalen Vorschriften lassen sich we der eine 

Rangfolge der Zwecke noch die (zusätzliche) Vorauss etzung ei-

ner wesentlichen Verwendung des erzeugten Kohlendio xids ablei-

ten. Hierfür spricht insbesondere die historische R echtsent-

wicklung in Zusammenhang mit dem vom Gesetzgeber ve rfolgten 

Zweck. Nach der alten Rechtslage forderte § 17 Abs.  11 MinöStV 

unter anderem eine überwiegende Verwendung zu ander en Zwecken 

als als Heiz- oder Kraftstoff, um eine Steuerbefrei ung nach 

§ 4 Abs. 1 Nr. 2 des Mineralölsteuergesetzes (MinöS tG) zu er-

reichen. Eine mit § 4 Abs. 1 Nr. 2 MinöStG vergleic hbare 

Steuerbefreiung für die Verwendung zu anderen Zweck en als als 

Heiz- oder Kraftstoff regelt nunmehr § 25 Abs. 1 Sa tz 1 Nr. 1 

EnergieStG bzw. für Erdgas in Form einer nachträgli chen 

Steuerentlastung § 47 Abs. 1 Nr. 3 EnergieStG. Alle rdings 

fehlt eine mit § 17 Abs. 11 MinöStV vergleichbare V orschrift. 

Stattdessen regelt § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d Ener gieStG eine 

zusätzliche Steuerentlastung, wenn das Energieerzeu gnis 

gleichzeitig zu Heizzwecken und zu anderen Zwecken genutzt 

wird. Der Gesetzgeber wollte dadurch einen Auffangt atbestand 

schaffen, der insbesondere solche Verwendungen erfa sst, die 

der Senat vor dem EuGH-Urteil in Slg. 2004, I-4733,  ZfZ 2004, 

231 nicht als "Verheizen" und somit als steuerfrei angesehen 

hatte (BTDrucks 16/1172, S. 44). § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d 

EnergieStG sollte also gegenüber der alten Rechtsla ge nach dem 

MinöStG zu einer Erweiterung der Steuerbegünstigung  führen. 

Legte man § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG da hingehend 
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aus, dass für die Steuerentlastung die Erzeugung th ermischer 

Energie in den Hintergrund treten muss, entspräche dies aber 

letztlich der alten Regelung des § 17 Abs. 11 MinöS tV. Auch 

eine Beschränkung auf eine (mengenmäßig?) wesentlic he Verwen-

dung zu anderen Zwecken als als Heiz- oder Kraftsto ff ist § 51 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG nicht zu entnehme n. 

 

b) Unter Berücksichtigung des EuGH-Urteils in ZfZ 2 014, 308 

ist darüber hinaus in denjenigen Fällen, in denen e s um die 

Nutzung der Verbrennungsgase für andere Zwecke als als Heiz-

zweck geht, der Einsatz des Energieerzeugnisses als  Roh-, 

Grund- oder Hilfsstoff zur Bearbeitung oder Herstel lung eines 

anderen Produkts kein entscheidungserhebliches Krit erium mehr. 

Vielmehr kommt es allein darauf an, ob das Energiee rzeugnis 

selbst oder dessen Verbrennungsprodukte für den Abs chluss des 

Produktionsprozesses erforderlich sind. 

 

Dass der nationale Gesetzgeber eine strengere Regel ung vorse-

hen wollte, ist nicht erkennbar. Dies folgt bereits  aus dem 

Wortlaut, der für die Gesamtheit der Verwendungszwe cke ledig-

lich zwischen Heiz- oder Kraftstoff und "anderen" Z wecken un-

terscheidet. Insbesondere ist daraus keine Beschrän kung dieser 

anderen Zwecke auf stoffliche Verbindungen zwischen  dem Ener-

gieerzeugnis und dem Endprodukt zu entnehmen. Diese s Ergebnis 

wird durch eine systematische Auslegung bestätigt. § 51 Abs. 1 

Nr. 1 Buchst. d EnergieStG ist als Auffangtatbestan d konzi-

piert, da die Begünstigungen in den Buchst. b bis d  auf einer 

einheitlichen Grundlage in Art. 2 Abs. 4 Buchst. b 2. Anstrich 

EnergieStRL beruhen. Damit sind die Voraussetzungen  des 

Buchst. d des § 51 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG auch unt er Berück-

sichtigung der in den Buchst. b und c dieser Vorsch rift ge-

nannten Prozesse und Verfahren auszulegen. Diese fü hren aber 

nicht zwingend zu einer stofflichen Verbindung zwis chen dem 
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Energieerzeugnis bzw. dessen chemischen Bestandteil en und dem 

Endprodukt. Vor diesem Hintergrund kann es darauf a uch im Auf-

fangtatbestand des Buchst. d nicht ankommen. 

 

Im Übrigen hat der Senat schon vor der Entscheidung  des EuGH 

in ZfZ 2014, 308 keine stoffliche Verbindung zwisch en dem 

Energieerzeugnis und dem hergestellten Produkt vora usgesetzt. 

Insofern hat das FG nicht ausreichend berücksichtig t, dass der 

Senat in der Begründung seiner Entscheidung in BFHE  223, 280, 

ZfZ 2009, 77 sowohl auf das Erdgas als auch auf des sen chemi-

sche Bestandteile abgestellt hat (vgl. Senatsurteil  in BFHE 

231, 443, ZfZ 2011, 23 unter Ziff. II.1. zu § 51 Ab s. 1 Nr. 1 

Buchst. c EnergieStG). Darüber hinaus hat der erken nende Senat 

in BFHE 223, 280, ZfZ 2009, 77 als Beispiele für de n Einsatz 

des Energieerzeugnisses als Roh-, Grund- oder Hilfs stoff zur 

Bearbeitung oder Herstellung eines anderen Produkts  die Ver-

wendungen als Reduktionsmittel oder Katalysator gen annt. In 

beiden Fällen gehen grundsätzlich weder das Energie erzeugnis 

noch dessen chemische Bestandteile in das Endproduk t ein. Be-

sonders deutlich wird dies bei einer Verwendung als  Katalysa-

tor, da damit ein Stoff bezeichnet wird, der eine c hemische 

Reaktion in Gang setzt, ohne sich selbst zu verbrau chen. 

 

c) Schließlich ergibt sich aus der Entscheidung des  EuGH in 

ZfZ 2014, 308, dass ein "zweierlei Verwendungszweck " keine 

streng zeitgleiche Verwendung voraussetzt. Denn auc h in dem 

vom EuGH entschiedenen Fall der Zuckerproduktion fi nden die 

Verbrennung der Kohle und die Carbonatation (Neutra lisation 

bzw. Reinigung) des Rohsafts nicht zeitgleich statt . Nach Auf-

fassung des Senats reicht es deshalb aus, wenn --wi e im 

Streitfall aufgrund der unmittelbaren räumlichen un d zeitli-

chen Nähe in einer Anlage zur Phosphatherstellung--  das Ener-

gieerzeugnis im Rahmen eines einheitlichen industri ellen Pro-
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zesses oder Verfahrens sowohl als Heizstoff als auc h für an-

dere Zwecke verwendet wird. 

 

Auch insofern führt die nationale Regelung zu keine n strenge-

ren Anforderungen. Dies folgt insbesondere aus dem Wortlaut 

des § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG im Zusam menhang mit 

einer richtlinienkonformen Auslegung unter Berücksi chtigung 

des Art. 2 Abs. 4 Buchst. b 2. Anstrich EnergieStRL . Denn das 

Wort "gleichzeitig" kann nicht nur die Bedeutung "z eitgleich", 

sondern auch die Bedeutung "ebenso" bzw. "sowohl .. . als auch" 

haben. In Art. 2 Abs. 4 Buchst. b 2. Anstrich Energ ieStRL wird 

aber gerade diese allgemeine Formulierung "sowohl . .. als 

auch" gebraucht. Im Übrigen bliebe entgegen der Int ention des 

Gesetzgebers nur ein sehr geringer Anwendungsbereic h für eine 

Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d E nergieStG, 

wenn eine streng zeitgleiche Verwendung für zweierl ei Zwecke 

gefordert wird. 

 

Dieses Auslegungsergebnis widerspricht nicht den vo m Senat in 

seinem Urteil in BFHE 223, 280, ZfZ 2009, 77 aufges tellten 

Grundsätzen. Zwar wird in der Entscheidung unter Zi ff. II.4. 

ausgeführt, dass mit dem Verbrennen des Erdgases de ssen Ver-

wendung abgeschlossen sei. Dies bezog sich aber led iglich auf 

den Fall, dass es anschließend (nur) zur Nutzung de r erzeugten 

thermischen Energie kommt, und zwar durch das Absen gen von 

Textilfasern. Im Leitsatz wird ebenfalls nur die al lgemeine 

Formulierung "sowohl ... als auch" gebraucht. 

 

Des Weiteren weicht der Senat nicht von seinem Besc hluss vom 

26. November 2009 VII B 15/09 (BFH/NV 2010, 953) ab , in dem es 

um ein Verfahren zur Herstellung von Kartoffelstärk e ging. Das 

FG hatte hier bereits auf tatsächlicher Ebene nach § 118 

Abs. 2 FGO bindend festgestellt, dass der Vorgang d es Verhei-
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zens abgeschlossen ist, wenn das Rauchgas auf das N assgut 

trifft und dessen chemische und physikalische Verän derung be-

wirkt. Im Streitfall spricht das FG zwar grundsätzl ich von ei-

nem zweistufigen Verfahren, macht aber keine binden de Fest-

stellung, ob bzw. inwieweit die erste Stufe vor Beg inn der 

zweiten Stufe vollständig abgeschlossen ist. 

 

3. Der Senat hält die von ihm vorgenommene Auslegun g des ein-

schlägigen Unionsrechts auf Grund der Rechtsprechun g des EuGH 

für eindeutig. Ein Anlass zur Einholung einer Vorab entschei-

dung des EuGH besteht demnach nicht (vgl. EuGH-Urte il vom 

6. Oktober 1982 Rs. 283/81 -C.I.L.F.I.T.-, Slg. 198 2, 3415).  

 

Darüber hinaus besteht auch kein Anlass, ein (weite res) Ruhen 

des Verfahrens bis zur Entscheidung des EuGH über d en Vorlage-

beschluss des FG Hamburg vom 3. Juli 2014  4 K 131/ 12 (ZfZ 

2015, Beilage Nr. 1, 11) anzuordnen. Der Vorlagebes chluss des 

FG Hamburg betrifft die in § 51 Abs. 1 Nr. 2 Energi eStG geson-

dert geregelte Fallgruppe der thermischen Abluftbeh andlung, 

die in Art. 2 Abs. 4 Buchst. b 2. Anstrich EnergieS tRL keine 

ausdrückliche Erwähnung findet. Damit geht es um di e Frage, ob 

die in ZfZ 2014, 308 entwickelten Kriterien auch au f diese 

Fallgruppe anzuwenden sind oder eine Ausdehnung des  Begriffs 

"zweierlei Verwendungszweck" in Betracht kommt. Im Streitfall 

führen aber bereits die in ZfZ 2014, 308 entwickelt en Krite-

rien zu einem "zweierlei Verwendungszweck". Außerde m ist der 

dem Streitfall zugrunde liegende Sachverhalt im Ker n mit dem 

in ZfZ 2014, 308 angenommenen Sachverhalt vergleich bar (Reini-

gung eines Produkts durch Verbrennungsgase). Auch d ie mit der 

dritten Vorlagefrage des FG Hamburg angesprochene F rage, ob 

der neben den Heizzweck tretende andere Zweck ein g ewisses Ge-

wicht haben muss, ist zumindest für den Streitfall durch die 

EuGH-Entscheidung in ZfZ 2014, 308 beantwortet. Das  von der 
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Literatur diskutierte Wesentlichkeitserfordernis is t hier 

letztlich durch eine enge Definition von "zweierlei  Verwen-

dungszweck" aufgefangen worden. Damit bestehen kein e Anhalts-

punkte für die Notwendigkeit einer zusätzlichen Wes entlich-

keitsprüfung. 

 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FG O. 35 


